
23 320 M. Die vertraglichen Gegenleistungen der Ver­
klagten seien höchstens mit 3 320 M zu bewerten. Abzu­
setzen sei ferner eine übernommene Hypothek von 
6 ООО M, so daß ein Nachlaß wert von 14 000 M verbleibe. 
Sein Pflichtteilsergänzungsanspruch betrage hiernach 
3 500 M, Er hat daher beantragt, die Verklagten zu 1) 
bis 3) als Gesamtschuldner zu verurteilen, an den 
Kläger 2 245 M zu zahlen, und die Verklagte zu 4) zu 
verurteilen, wegen eines Betrags von 1 255 M die 
Zwangsvollstreckung in das Hausgrundstück Nr. 27 zu 
dulden.
Die Verklagten haben beantragt, die Klage abzuweisen 
und erwidert: Der Überlassungsvertrag sei keine 
Schenkung; denn als Erwerbern seien ihnen wesent­
liche Gegenleistungen auferlegt worden. Sie hätten den 
Erblasser, der 89 Jahre alt geworden sei, über 20 Jahre 
bis zu seinem Tode verpflegt und betreut. Unter diesen 
Umständen könne die Überlassung des Grundbesitzes 
nicht als Schenkung, sondern nur als angemessene Ver­
gütung für langjährige Pflege angesehen werden. Selbst 
bei Unterstellung einer Schenkung könne diese für 
eine Pflichtteilsergänzung nicht in Betracht kommen; 
denn der Erblasser habe mit ihrer Vollziehung gemäß 
§ 2330 BGB einer sittlichen Pflicht entsprochen.
Das Kreisgericht hat die Klage mit der Begründung ab­
gewiesen, daß die Überlassung des Grundbesitzes keine 
Schenkung sei, weil ihr entsprechende vereinbarte und 
tatsächlich erbrachte Gegenleistungen im Werte von ins­
gesamt 19 320 M sowie eine übernommene Hypothek 
von 6 000 M gegenüberstünden.
Die Berufung des Klägers hat das Bezirksgericht zu­
rückgewiesen. Gegen dieses Urteil richtet sich der Kas­
sationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n  :
Die Instanzgerichte haben zwar zutreffend erkannt, daß 
der Kernpunkt des Rechtsstreits in der Beantwortung 
der Frage liegt, ob mit dem Überlassungsvertrag vom 
16. Dezember 1959 eine Schenkung der Grundstücke des 
Erblassers an die Verklagten erfolgt ist Dagegen haben 
sie für die Entscheidung des Rechtsstreits im wesent­
lichen unrichtige rechtliche wie auch sachliche Aus­
gangspunkte gewählt.
Der Pflichtteilsergänzungsanspruch als solcher richtet 
sich gegen den Erben (§ 2325 BGB) und hat den gleichen 
Charakter wie der Pflichtteilsanspruch selbst. Er gehört 
also nach § 1967 Abs. 2 BGB zu den Nachlaßverbindlich­
keiten, für die gemäß § 1967 Abs. 1 BGB sämtliche 
Erben haften.
Erben des Erblassers sind seine testamentarisch einge­
setzten Enkel, die Verklagten zu 1) bis 3). Diese sind 
als solche zur Ergänzung des Pflichtteils des Klägers 
lediglich dann nicht verpflichtet, wenn sie für die Nach­
laßverbindlichkeiten nur beschränkt haften (§§ 1975 ff., 
1990, 1991 BGB) und der Nachlaß für eine Pflichtteils­
ergänzungszahlung nicht ausreicht. Dagegen können sie 
sich nicht auf § 2328 BGB berufen, weil ihr kriegs­
vermißter Vater, wie aus dem festgestellten Sachverhalt 
zu schließen ist, nicht für tot erklärt wurde und sie 
mithin selbst nicht pflichtteilsberechtigt sind.
Nach dem bisherigen Vorbringen des Klägers sind bis 
auf eineh Sparbetrag von 500 M, der nach den Fest­
stellungen des Kreisgerichts für Beerdigungskosten ver­
braucht worden ist (§ 1968 BGB), keine nennenswerten 
Nachlaßwerte vorhanden gewesen. Mithin wird davon 
auszugehen sein, daß eine Nachlaßmasse nicht vorhan­
den war, so daß die.Erschöpfungseinrede des § 1990 BGB 
durchdringen dürfte. Sollte sich das bestätigen, so 
können die Verklagten zu 1) bis 3) als Erben die Be­
friedigung des pflichtteilsberechtigten Klägers in Er­
mangelung einer Nachlaßmasse verweigern. Sie können 
dann hur noch als Beschenkte i. S. des § 2329 BGB, näm­
lich nach den Vorschriften über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung, in Anspruch genom­

men werden. Nach dieser Bestimmung würde ferner 
auch die Verklagte zu 4) haften.
Mit dem Überlassungsvertrag vom 16. Dezember 1959 
hat der Erblasser seinen gesamten Grundbesitz auf die 
Verklagten zu 1) bis 4) — allerdings mit sehr unter­
schiedlichen Anteilen, Rechten und Pflichten — über­
tragen. Die Klärung der Frage, ob es sich hierbei um 
eine Schenkung handelt, setzt im konkreten Fall sowohl 
die Feststellung des Wertes des Grundbesitzes und der 
vereinbarten Gegenleistungen als auch den Nachweis 
voraus, daß sich die Beteiligten gemäß § 516 Abs. 1 BGB 
über die Unentgeltlichkeit der Zuwendung einig waren.
Die mit dem Überlassungsvertrag verbundene Über­
nahme einer Hypothek von 6 000 M durch die Verklag­
ten spricht jedoch nicht unbedingt gegen einen Schen­
kungscharakter dieses Vertrags.
Soweit die Verklagten in ihrer Eigenschaft als Grund­
stückseigentümer für den Hypothekenbetrag dinglich, 
d. h. jeweils mit ihrem Grundstück haften, würde das 
lediglich eine Verringerung des Geschenkbetrags be­
deuten. Da die Hypothek auf Teilgrundstücken aller 
Verklagten lastet und die Verklagten auch die persön­
liche Haftung — d. h. mit ihrem sonstigen Vermögen — 
für sie übernommen haben, sind sie allerdings rechtlich 
auch Gesamtschuldner für den Betrag von 6 000 M. Als 
Gegenleistung für die Grundstücksüberlassung kommt 
diese Haftung aber nur in Betracht, wenn sie eine we­
sentliche wirtschaftliche Bedeutung hat. Bei welchen 
Verklagten und wie weit das der Fall ist, läßt sich im 
Kassationsverfahren nicht abschließend beurteilen, da 
hierzu Feststellungen erforderlich sind, die im Kassa­
tionsverfahren nicht getroffen werden können. Die not­
wendigen Prüfungen werden vielmehr nach Zurück­
verweisung der Sache vom Bezirksgericht vorzunehmen 
sein.
Dieses wird dabei besonders zu erwägen haben:
Die persönliche Haftung der Verklagten hat nur dann 
wesentliche wirtschaftliche Bedeutung, soweit sie mit 
einer erheblichen Wahrscheinlichkeit und in einem er­
heblichen Umfange zu erwarten ist. Das muß für jeden 
Verklagten gesondert geprüft werden. Dabei wird zu 
berücksichtigen sein, daß insbesondere die Verklagte zu 
4), aber in gewissem Umfange auch der Verklagte zu 3), 
Teilgrundstücke erhalten haben, bei denen zunächst mit 
einem gewissen Werte zu rechnen ist, der allerdings 
noch festgestellt werden muß, so daß bei ihnen — vor­
behaltlich dieser Prüfung — zunächst nicht damit zu 
rechnen- ist, daß sie — wenn überhaupt — mit ihrem 
persönlichen Vermögen erheblich in Anspruch genom­
men werden.
Wahrscheinlich wird für die Teilgrundstücke der beiden 
anderen Verklagten bei Anwendung der noch darzu­
legenden Bewertungsgrundsätze dagegen nur ein ver­
hältnismäßig geringer Wert festzustellen sein. Hier ist 
aber zu berücksichtigen, daß diese Verklagten zwar 
ebenfalls gesamtschuldnerisch haften, aber im Falle 
einer vollen Inanspruchnahme gegen die anderen Ver­
klagten ein erhebliches Rückgriffsrecht haben (§ 426 
BGB), so daß sie im Ergebnis kaum aus ihrem persön­
lichen Vermögen zu leisten haben.
Für die Feststellung des Verhältnisses von Leistung 
und Gegenleistung kommt es zunächst auf den Wert 
des den einzelnen Verklagten überlassenen Grund­
besitzes an. Mit Recht wendet sich der Kassationsantrag 
gegen den von den Instanzgerichten zugrunde gelegten 
sog. Betriebswert von 23 790 M gern, der 4. VO zur 
Durchführung der landwirtschaftlichen Schuldenrege­
lung vom 5. Oktober 1933 (RGBl. I S. 719), der sich in 
diesem Falle aus dem um 22% erhöhten Einheitswert 
von 19 500 M — also einem für die Erhebung von Ab­
gaben maßgeblichen Wert — ergibt. Vielmehr ist für die
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